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Die freie Schweiz ist in höchster Gefahr
Vor 25 Jahren hatten die Junge SVP sowie 
die Aktion für eine unabhängige und neutrale 
Schweiz (AUNS) massgeblich dazu beigetra-
gen, die institutionelle Anbindung an die EU zu 
verhindern. Zusammen mit dem AUNS-Grün-
dungspräsidenten Dr. Christoph Blocher (SVP 
ZH) und dem damaligen Geschäftsführer alt 
Nationalrat Dr. Otto Fischer (FDP BE) enga-
gierten sich Tausende von Mitgliedern gegen 
den Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR). Die Angstpropaganda der Befürworter 
vermochte weder zu verwirren noch zu beein-
flussen. Das standhafte Nein hat bis heute dafür 
gesorgt, dass die Schweiz nicht EU-Mitglied ist.

Kampf gegen EU-Anbindung – Nein 
zur institutionellen EU-Anbindung 
Die Verlierer von damals unterliessen und unter-
lassen bis heute nichts, die Schweiz in die EU zu 
treiben. Obwohl mit dem EWR-Nein klar war, 
dass die Schweiz keinen freien Personenverkehr 
wollte, haben sie die EU-Personenfreizügigkeit 
in ein Paket geschnürt mit sechs weiteren Ab-
kommen, damit wir über ein für die Wirtschaft 
«lebenswichtiges Gesamtpaket» abstimmen 
mussten. Damit das Päckli bis heute ja nicht an 
den Absender retourniert wird, sorgt die Guil-
lotineklausel. Diese soll die Stimmbürgerinnen 

und Stimmbürger davon abhalten, die Perso-
nenfreizügigkeit in Frage zu stellen und zu kün-
digen. Sonst fällt das Beil, alle Abkommen des 
Päckli fielen weg und weil ja lebenswichtig, tritt 
der Niedergang der Schweiz ein. Man fragt sich, 
wer solche strohdummen Vertragsbedingungen 
aushandelt. Vielleicht sollten Bundesrat und sei-
ne Unterhändler vermehrt Konsumentenschutz-
Sendungen hören.

2018 – politische Herausforde-
rungen
Die heute von der EU gesteuerte Zuwanderung 
in die Schweiz – zwischen 60’000 bis 80’000 
Menschen netto pro Jahr – ist zu hoch. Deshalb 
müssen wir dafür sorgen, dass die Souveränität 
in der Zuwanderungspolitik wieder hergestellt 
wird. Die Schweiz muss die Zuwanderung nach 
ihren Bedürfnissen steuern. Deshalb lancieren 
wir zusammen mit der SVP Schweiz die Be-
schränkungs-Initiative. Die JSVP wird zusam-
men mit dem Abstimmungskomitee EU-No den 
Kampf gegen die institutionelle EU-Anbindung 
(Rahmenvertrag) weiterführen, aktiv am Ab-
stimmungskampf für die Selbstbestimmungs
initiative mitwirken und das Referendum gegen 
die EU-Waffenrichtlinie zusammen mit Verbün-
deten vorbereiten.

Hort der Freiheit aushebeln?
Christoph Blocher formulierte es treffend: «In 
allen Staaten steht die eigene Verfassung über 
dem internationalen Recht. Man vergleiche 
etwa das Urteil des deutschen Bundesverfas-
sungsgerichtes vom 15. Dezember 2015, das 
einen Vorrang des internationalen Rechts ge-
genüber dem Landesrecht klar verneint. Es gilt 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Nur die 
Schweiz soll hier eine Ausnahme bilden. Gerade 
die Schweiz als liberales Land? Sie soll vom 
edlen Sonderfall zum Sonderling werden und 
hinter die Bundesverfassung von 1848 zurück-
gehen. Der Nationalitätsstaatsgedanke als Hort 
der Freiheit soll ausgehebelt werden.»

Das dürfen wir nicht zulassen. Deshalb ist auch 
die Erpressung durch die EU klar abzulehnen!
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Keine Carte Blanche von über 1,35 Milliarden SFr 
für die SRG-Funktionäre
Mit der RTVG-Revision wurde aus einer Gebühr für Konsum von Radio- und TV-Programmen eine Mediensteuer. Jeder und 
Jede hat diese zu bezahlen. Die Höhe dieser Steuer beläuft sich pro Jahr auf über 1,35 Milliarden Franken. Zum Vergleich: Die 
Steuerausgaben für die Staatssender entsprechen damit in etwa der Hälfte des Aufwandes für die Nationalstrasseninfrastruk-
tur, der Hälfte der gesamtschweizerischen Ausgaben für die Berufsbildung oder dem Gesamtbudget des Kantons Zug. Wäh-
rend im Parlament über viel tiefere Budgetposten diskutiert und debattiert wird, geben die SRG-Funktionäre ohne demokra-
tische Kontrolle über eine Milliarde Franken Steuergelder aus. Ein JA zu No Billag erzwingt die demokratische Diskussion über 
die Verwendung dieser Steuermilliarden.

Während das Budget für die Erfüllung der 
Staatsaufgaben demokratisch legitimiert im Par-
lament beraten und beschlossen wird, können 
bei der Mediensteuer nicht gewählte SRG-Funk-
tionäre ausserhalb jeglicher parlamentarischer 
Einflussmöglichkeit und am Souverän vorbei im 
Alleingang über Steuermilliarden verfügen. Die 
Situation ist grotesk. Die Altersvorsorge muss 
saniert werden. Im Parlament argumentierten in 
der vergangenen Wintersession 246 Parlamenta-
rierinnen und Parlamentarier über 440 Millionen 
Franken AHV-Sonderfinanzierung. Gleichzeitig 
gibt die SRG als Verein ohne klaren Auftrag 1,35 
Milliarden Franken Steuergelder aus und bremst 
dabei auch noch die privaten Medien aus.
Während die Landwirtschaft, die Bildung oder 
die Armee sich in Budgetdebatten jeweils recht-

fertigen müssen und mit Einsparungen konfron-
tiert sind, wird die SRG als heilige Kuh ausge-
klammert. Das muss sich ändern. Und um diese 
Diskussion einzufordern und zu ermöglichen, 
braucht es ein JA zu No Billag. 

Das Problem, dass Steuern und Zwangsabgaben 
ausserhalb der parlamentarischen Einflussmög-
lichkeit und am Volk vorbei eingeführt werden, 
beschränkt sich nicht auf die SRG. Die Billag-
Mediensteuer ist jedoch ein Paradebeispiel für 
diese grassierende staatliche Selbstbedienungs-
mentalität. Einige Beispiele aus anderen Be-
reichen können dies verdeutlichen: 
• �Um weitgehend wirkungslose staatliche Prä-

ventionskampagnen zu finanzieren, werden 
Raucher heute mit Preisen von fast 10 Franken 
pro Zigarettenpaket belastet.

• �Die Parkgebühren sind insbesondere in den 
grossen Städten zu einer wichtigen Einnahme-
quelle für die Behörden geworden, mit der die 
Bürgerinnen und Bürger richtiggehend abge-
zockt werden – zusätzlich zu den «normalen 
Steuern».

• �Geschwindigkeitskontrollen und Radarbus-
sen werden systematisch so eingerichtet, dass 
möglichst die Staatskassen gefüllt werden. 

• �Der Bundesrat plant Tests zu Mobility-Pricing. 
Wie im Mittelalter sollen Strassenzölle ver-
langt werden. Bezahlen müssen die einfachen 

Von Janosch 
Weyermann,  
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern,  
Grossratskandidat 
Bern

Bürger und die KMU, die auf die Strassen zu 
allen Tages- und Nachtzeiten angewiesen sind. 

• �Das Bundesamt für Gesundheit diskutiert die 
Einführung einer Zuckersteuer, um den Leuten 
über neue Steuern vorzuschreiben, was auf 
den Teller kommt. Beim Bundesamt für Le-
bensmittelsicherheit und Veterinärwesen BLV 
werden Ideen für Steuern auf Salz und Fett 
diskutiert.

• �In Schweizer Städten werden unter dem Deck-
mantel von Sauberkeit und Abfallentsorgung 
Forderungen nach «Littering-Gebühren» erho-
ben. Bürger und KMU sollen für die Leerung 
und Entsorgung von Müll in öffentlichen Ab-
falleimern speziell bezahlen müssen. Es geht 
um nichts anderes als um die Erschliessung ei-
ner zusätzlichen Einnahmequelle für den Staat. 

Mit einem JA zu No Billag setzen wir ein Zei-
chen, dass wir nicht länger bereit sind, neben 
den ordentlichen Steuern für immer mehr Vor-
stellungen der Verwaltung und der Regierung 
Abgaben, Steuern und Gebühren zu bezahlen.

Spenden in WIR
Sie können Spenden an  
DIE IDEE auch in WIR tätigen.
Spenden in WIR bitte BA  
an DIE IDEE, Postfach 6803,  
3001 Bern, senden. Konto 119 571-37
IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0
Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung.

E guets Nöis!
Von This Hagmann, Büro Ha, Hirschenthal/AG

Die CO2-Abgabe wird erhöht 
Wir berichteten darüber. Auf Januar 2018 wird 
gemäss Mitteilung des Bundesamtes für Um-
welt die CO2-Abgabe auf Heizöl erneut (auf 
96 Franken pro Tonne CO2) erhöht, weil die 
Klimaziele gemäss den Klimaschutzprotokol-
len von Kyoto respektive Paris nicht erreicht 
worden wären. Die letzte Erhöhung erfolgte per 
Januar 2016. Gemäss der Mitteilung des Bundes 
sollen rund zwei Drittel der Erträge aus der CO2-
Abgabe via die Krankenkassenprämien und die 
AHV-Ausgleichskassen an die Bevölkerung und 
die Wirtschaft zurückverteilt werden. Dies ist 
reine Augenwischerei zur Beschäftigung, denn 
die Krankenkosten steigen stark an, was mit 
der CO2-Abgabe keineswegs kompensiert wer-
den kann. Man kann also auf diese Beamten-
Beschäftigung verzichten. Zudem erfolgt die 

Rückerstattung linear! Es ist offensichtlich: Die 
Mittelschicht und die weniger begüterten Leute 
werden benachteiligt und für dumm verkauft. Es 
wird immer enger für Rentner.

Bürokratie-Schwachsinn pur 
Aufgrund der (tollen) Neuerungen im Schulwe-
sen, gibt es immer mehr Jugendliche, die bereits 
mit 15 in eine Lehre eintreten. Deshalb haben 
die Bürokraten der SUVA übereifrig und vorei-
lig-gehorsam einen Berg von nicht-erfüllbaren 
Bestimmungen für Lehrbetriebe und Lehrlinge 
aufgestellt.

Am «TechLunch» der Juventus Schulen in 
Zürich hat Hans-Ulrich Bigler (Direktor des 
Schweizerischen Gewerbeverbandes) eindrück-
liche Worte geäussert. Hier seine Aussagen:
• �Das duale Bildungssystem in der Schweiz fei-

ert zunehmend Erfolge im Weltmassstab und 
ist ein Exportschlager der Schweiz.

• �Die Akademisierung der Berufswelt in der 
Schweiz stösst an ihre Grenzen. Gut 70% der 
Jugendlichen machen eine Berufslehre und 

immer mehr Maturanden machen nach der 
Matura noch eine Berufslehre.

• �Die HF Abschlüsse sind eindeutig reif für eine 
Aufwertung.

• �Und hier der Hammer: «wo eine Landesspra-
che als Kommunikationsmittel nicht beherrscht 
wird, sind Berufslehren nicht möglich».

• �Oder noch einfacher: «wännt öppis wotsch, 
muesch öppis bringe».

Alles öffentlich in der Pressemitteilung der 
Juventus Schulen vom 21.11.2017. Lesenswert.
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Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 4/17
Die Frage war: Wo steht dieses Kreuz?

Auflösung: 

Klein Matterhorn

Einen Eintritt ins Tropenhaus Frutigen  
gewinnen:

Dominik Lusser, Stiftung Zukunft CH, Winterthur 
sowie  Hugo Gamma, Oberarth

Bücherpreise gewinnen:

Jörg Wigt, Schwyz und Richard Feusi,  
Rothenthurm

Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

www.pikom.ch

Zu gewinnen:  3 Eintritte in den Zoo Zürich von Pierre Juchli,  
Vorstandsmitglied PIKOM sowie diverse aktuelle Bücher von  
Janosch Weyermann, Vorstandsmitglied Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Von welchem Ort ist hier die Rede?
Die Strasse, die zum Klausenpass 
wie ein schmaler Pfad durch die 
flache Ebene zieht, schirmt eine 
gigantische einen Kilometer hohe 
Bergkette ab, die bestückt ist mit 
in den Himmel ragenden Türmen 
und gezackten Granitwänden. Dort 
oben, auf ihren tausenden «Bal-
konen» und Felsvorsprüngen, tür-
men sich immer noch an der Sonne 
glitzernde Schneeaufwallungen. 
Diese verlieren ihren Halt und rut-
schen in den Abgrund, wenn die 
Temperatur steigt. Das Gewicht der 
Masse ist offenkundig so gewaltig und die Geschwindigkeit der sich rasant entwickelnden Lawine 
so niederschmetternd, dass ihr Niedergang einem Kanonendonnern gleich kommt. Verstärkt wird 
das Donnern noch durch den Widerhall des von den Bergen umzingelten Tals.
Unten, dies nur einige hundert Meter vom Fuss der düsteren Wand entlegen, weiden in aller Ruhe 
unzählige Kuhherden vor sich hin. Das junge saftige Alpine-Grün schmeckt den Tieren hervorra-
gend, von den Drohgebärden von oben nehmen sie keine Notiz. Ihre Glocken ertönen gelassen und 
beschäftigt, niemand eilt oder rennt davon, wenn der Berg  erneut zu spucken beginnt. Am anderen 
Talende, dort wo die Strasse hinauf zum Klausenpass zu steigen beginnt, flattert auf einem Hügel 
die Schweizer Fahne. � Bild und Text Lubomir T. Winnik

Worum geht’s am 4. März?

Wir stimmen über die No-Billag Initiative ab, 
kaum je wurde eine Vorlage bereits so früh, so 
breit und so heftig diskutiert. Es geht darum, ob 
alle Haushalte (mit Einführung des neuen RTVG 
auch Unternehmen) weiterhin 1,35 Mrd. CHF 
im Jahr für staatliche Medien bezahlen müssen. 
Um einen viel höheren Betrag, nämlich um rund 
44,9 Mrd. CHF geht es bei der zweiten Vorlage 
für die wir am selben Sonntag zur Urne gebeten 
sind. Dass die Abstimmung über den «Bundes-
beschluss über die neue Finanzordnung 2021» 
sehr viel weniger Aufmerksamkeit erhält, könnte 
nebst der sperrigen Bezeichnung auch daran lie-
gen, dass Bundesrat und Parlament die Vorlage 
einstimmig zur Annahme empfehlen. 
Die No-Billag Gegner behaupten, der Zusam-
menhalt der Schweiz und das Funktionieren der 
Demokratie hingen von Zwangsgebühren finan-

ziertem Radio und Fernsehen ab. Mit demselben 
Mantra wurden in der Vergangenheit sämtliche 
Reformen verhindert. Statt dass sich die SRG 
auf ihren Kernauftrag konzentriert, breitet sie 
sich wie eine Krake auch im Internet aus und tut 
das, was bereits unzählige Private viel günstiger 
machen. Wir sind nicht mehr bereit, eine SRG 
mit 17 Radio-, 7 Fernsehsendern und unzähli-
gen Social-Media Profilen und Internetauftritten 
über eine quasi Steuer zu finanzieren. Das ist 
ganz einfach, denn im Gegensatz dazu geht es 
bei der viel weniger beachteten Abstimmung 
über die neue Finanzordnung um viel grund-
legenderes. Die direkte Bundessteuer und die 
Mehrwertsteuer machen zusammen gut zwei 
Drittel des Bundesbudgets aus, der Bund darf 
diese gemäss Verfassung aber nur befristet bis 
ins Jahr 2020 erheben. Nun soll die Frist bis 
2035 verlängert werden. Ursprünglich wollte 
der Bundesrat die Befristung ganz abschaffen, 
was jedoch bereits in der Vernehmlassung auf 
heftigen Widerstand stiess. Einnahmen und Aus-
gaben des Bundes sowie seine Steuerpolitik 
müssen stets kritisch hinterfragt werden. Zudem 
hat das Stimmvolk bereits drei mal gegen die 
Aufhebung der Befristung gestimmt. Auch Bun-
desrat Ueli Maurer hält es für ein Privileg, dass 
in 15 Jahren wieder grundlegend über die Steu-
erpolitik des Bundes diskutiert werden muss: «es 

Benjamin Fischer,  
Präsident Junge 
SVP Schweiz

soll nicht mit dieser Tradition gebrochen und das 
Verhältnis zwischen Staat und Bürger verändert 
werden». In anderen Ländern dieser Welt wäre 
das undenkbar. Nur in der Schweiz muss die 
Regierung regelmässig um Erlaubnis fragen, ob 
weiterhin Steuern eingezogen werden dürfen. 
Das ist ein grundlegend anderes Staatsverständ-
nis als in der EU, wo sogar Mindeststeuersätze 
vorgeschrieben sind. 
Das steigende Wachstum der Bundesausgaben 
ist aber dennoch beunruhigend. Gemäss Finanz-
plan soll sich das jährliche Budget bis 2021 auf 
77 Mrd. Franken entwickeln. Das wäre ein An-
stieg mit dem Faktor 2,5 in nur 30 Jahren! Und 
wofür wird das Geld ausgegeben? Seit 2001 ver-
zeichnen nur die Landwirtschaft und die Landes-
verteidigung ein Minus- oder Nullwachstum, wo 
hingegen die Bereiche Bildung, Forschung und 
insbesondere Soziale Wohlfahrt Wachstumsra-
ten von mehr als 50% aufweisen. Das Märchen 
vom Sparen bei Bildung und Sozialem ist also 
auch auf Bundesebene reiner Unfug.

Ich bin klar der Meinung, dass das Wachstum der 
Staatsausgaben endlich gebremst werden muss, 
dafür ist eine Ablehnung der Finanzordnung 
aber nicht das richtige Mittel. Dennoch ist es 
essenziell, dass wir darüber abstimmen können. 
Genauso müsste es auch das normalste der Welt 
sein, regelmässig über die Billag abzustimmen. 
Die Ablehnung der Finanzordnung wäre ein 
echter Umsturz und nicht verantwortungsvoll, 
die Abschaffung der Billag-Zwangsgebühr ist 
dagegen nur ein kleiner Schritt zur Entlastung 
des Bürgers. Ein Schritt den wir tun müssen und 
problemlos verantworten können. 
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ImmoTipps von Kevin Huber

Rund drei Viertel der jährlichen Energiekosten 
fallen in einem Privathaushalt für Heizung und 
Warmwasser-Aufbereitung an. Unter Einhaltung 
einiger Tipps und Tricks halten Sie Ihr Heim 
wohlig warm, tun etwas für die Umwelt und 
schonen gleichzeitig Ihr Budget.

10 Tipps, wie Sie energiesparend 
heizen:
1) �Die richtige Raumtemperatur: Mit Thermo-

staten lässt sich die gewünschte Temperatur 
recht genau einstellen. Position 3 entspricht 
einer Temperatur von ca. 20 Grad und wird 
für Wohnräume und Büros empfohlen. Im 
Bad empfiehlt es sich, auf Position 3-4 einzu-
stellen, was den Raum auf angenehme 20-23 
Grad wärmt. Im Schlafzimmer, im Flur sowie 
in selten genutzten Räumen reichen 17 Grad 
(Position 2-3).

2) �Sparbetrieb bei längerer Abwesenheit: Ist 
man mehr als zwei Tage nicht zuhause, die 
Heizung auf Sparbetrieb umstellen. Umstrit-
ten ist jedoch der quantitative Effekt der 
Nachtabsenkung.

3) �Heizung im Frühling abschalten: Sobald es 

im Frühling warm wird, ist Heizen nicht mehr 
erforderlich. Darauf achten, dass dabei auch 
die Umwälzpumpe abgestellt wird. In der 
Übergangszeit je nach Wetterlage die Hei-
zung ein- und ausschalten.

4) �Am Abend Fensterläden schliessen: Während 
die Sonne tagsüber Fenster und Räume auf-
heizt, lassen sich am Abend durch Schliessen 
von Roll- oder Fensterläden Temperaturver-
luste reduzieren.

5) �Heizkörper frei lassen: Möbel und schwere 
Vorhänge sollten sich möglichst nicht zu nah 
an Heizkörpern befinden, da sonst die Wärme 
nicht in den Raum abgegeben werden kann.

6) �Durchzug vermeiden: Undichte Fenster, Tü-
ren und Fugen unbedingt abdichten und Che-
minéeklappen schliessen, wenn das Chemi-
née nicht benutzt wird.

7) �Richtig lüften: Mit Stosslüften wird der ge-
wünschte Luftaustausch erreicht, ohne die 
Räume auszukühlen. Dazu die Fenster mehr-
mals täglich für einige Minuten öffnen, damit 
Durchzug entsteht und die Feuchtigkeit ent-
weicht. Dauerhaft gekippte Fenster hingegen 
führen zu massiven Wärme- und Energiever-

lusten bei geringem Luf-
taustausch.
8) �Schlafen bei offenem 

Fenster: In diesem Fall 
die Heizkörperven-
tile im Schlafzimmer 
schliessen.

9) �Heizsystem regelmäs-
sig warten: Vor Beginn 
der Heizsaison Heiz-
körper entlüften und 
das Heizsystem warten 
lassen, damit dieses die 
volle Heizleistung er-
bringen kann.

10) �Einsatz von Gebäu- 
deautomationssyste-
men: Durch Pro-
grammieren, welche 
Räume wie lange 
wie warm zu halten 
sind, lässt sich die 
Energieeffizienz einer 
Heizung steigern.

Erfahren Sie mehr über 
das Gebäudeinformati-
onssystem beispielswei-
se über die Plattform der 
GVB unter www.hausin-
fo.ch, dem Ratgeber rund 
ums Eigenheim.

Kevin Huber, HUBER 
REAL ESTATE AG
www.hreag.ch

10 Tipps für energiesparendes 
Heizen

Schneesport
unfälle werden  
immer teurer

Von Daniel Christen, Eco Swiss

Die Kosten für Schneesportunfälle sind seit der 
Jahrtausendwende um 66 Prozent auf rund 300 
Millionen Franken gestiegen. Ein Grund dafür 
ist, dass häufiger ältere Personen verunfallen. 
Das zeigen Auswertungen der Suva.
Die Unfallversicherungen der Schweiz haben in 
den letzten Jahren knapp 37’000 Schneesport
unfälle pro Saison registriert. Im Vergleich zu 
früher verunfallen häufiger ältere Personen: War 
im Jahr 2000 noch knapp die Hälfte der Ver-
unfallten 35 Jahre oder älter, waren es 2013 
bereits rund 60 Prozent. Ältere Schneesportler 
haben höhere Heilungskosten, da sie anfälliger 
für Knochenbrüche und Mehrfachverletzungen 
sind. Gleichzeitig beziehen sie höhere Taggelder, 
weil sie oft mehr verdienen als jüngere Sportler. 
Die steigenden Gesundheitskosten sind ein wei-
terer wichtiger Faktor für die Kostenzunahme.

Viele Unfälle passieren, weil Schneesportler ih-
ren Bremsweg nicht richtig einschätzen. Nütz-
lich ist hier die Smartphone App «Slope Track» 
der Suva. Sie zeichnet auf der Piste Ihre zu-
rückgelegte Abfahrt, Höhendifferenz und die 
persönliche Geschwindigkeit auf und macht Sie 
auf besondere Gefahren aufmerksam. Zudem 
können Sie für Ihren Ski- oder Snowboard-
Ausflug unter dem Menüpunkt «Check» ganz 
einfach Informationen über das Skigebiet sowie 
die Schnee- und Wetterverhältnisse (mit den 
entsprechenden Webcams) abrufen.

Wer sich vor der ersten Fahrt auf der Piste auf
wärmt, beugt Verletzungen vor. 13 Kurzvideos 
zeigen in der App «Slope Track» verschiedene 
Übungen und Spiele zum Aufwärmen – alleine, 
zu zweit oder in der Gruppe. Weitere Menü-
punkte der App sind eine Anleitung zu erster 
Hilfe, ein Notruftelefon sowie die präzisen Ko-
ordinaten einer aktuellen Unfallstelle.

Die Suva App 
«Slope Track» gibt 
es für Android 
und iPhone.

Die App «Slope Track» gratis downloaden im 
Appstore und im Google Play Store

Grossratswahlen vom 25. März 2018

je

 beide in den  Grossen Rat
Zielgerichtet und verlässlich – Wählen Sie am 

25. März 2018 klare Verhältnisse für den Kanton Bern.

Beat Schori und Henri Beuchat 
Kand. Nr. 11.03.7 Kand. Nr. 11.05.3

Liste 11
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Die Jungen haben das Wort

Politstammtisch Schweizerischer 
Jungpolitiker im Haus der Freiheit
Die Stimmung war gelöst, gespannt waren die 
Zuschauer, als am 10. November 2017, Frei-
tag Abend,  die Kamera zu laufen begann. In 
Kooperation mit dem Sender Schweiz 5 hat 
die Schweizerzeit einen Jungstammtisch organi-
siert. Im Haus der Freiheit in heimatlicher Atmo-
sphäre, diskutierten sieben engagierte Schweizer 
Jugendliche über Themen, die der Schweizer 
Jugend auf dem Herzen liegen. Anian Liebrand 
aus Flaach (ZH) stellte in gekonnter Manier sein 
Können als Moderator unter Beweis. An der 
Debatte nahmen ebenfalls teil: Andreas Gerber 
aus Eggiwil (BE), Marc Herger aus Steinach 
(SG), Joel Kaufmann aus Buchs (SG), Lukas 
Huber aus Unterwasser (SG), Mario Bucher aus 
Emmenbrücke (LU) und Sascha Schmid aus 
Grabs (SG). 

Die vielseitigen Diskussionsgegenstände betra-
fen die Situation, die Sorgen und Freuden der 
politinteressierten Schweizer Jugend. Angespro-
chen wurden beispielsweise die Beweggrün-
de für einen Eintritt in die JSVP. Hier waren 
ausnahmslos die Heimatliebe,  die  Bedenken 
um den politischen Weg, den die Schweiz zur 
Zeit bestreitet, sowie ein grosses Bekenntnis 
dazu, sich als Bürger für sein Land einzusetzen. 
Etwa hiess es, dass die vorhandenen demokra-
tischen Mittel wie Volksinitiativen und Refe-
renden auch genutzt werden sollen. Zur Frage, 
wie es um die Frauen in der JSVP stehe, wurde 
von allen Jungpolitikern klar gemacht, dass die 
SVP keine «Männerpartei» sei, und sie sich 
vieler, aktiver, entschlossener und talentierter 
Kolleginnen erfreuten. Die JSVP sei gerade 
bei den jungen Frauen beliebt. Besonders  was 
die Migrationskriminalität, man erinnerte sich 
beispielsweise an die Kölner Silvesternacht, und 
die Islamisierung angingen, stosse die JSVP bei 

altersgleichen Frauen auf Zustimmung. Eine 
weitere Debatte die angestossen wurde, war die 
Wahrnehmung vieler Zeitgenossen, die Schwei-
zer Jugend sei immer konservativer. «Ja das 
stimmt, und das ist gut so» hiess es in einheit-
lichem Grundtonus. Junge Leute erfreuten sich 
eindeutig wieder mehr an Aktivitäten wie Jas-
sen, der Schweizer Folklore und dem Interesse 
an Schweizer Geschichte, Kultur und Tradition. 
Man sei wieder stolz, Schweizerin/Schweizer zu 
sein, und stehe auch dazu. Beim Thema Fremde 
Richter waren sich auch hier alle Beteiligten 
einig, dass eine solch antidemokratische, den 
Souverän, das Schweizer Volk, hintergehende 
Politik nicht annehmbar sei. Zum Schluss der 
Debatte äusserte sich der Hausherr und Gastge-
ber, Toni Brunner, zu diesen Themen. Der Natio-
nalrat und ehemalige Präsident der SVP Schweiz 
konnte den Nachwuchspolitikern nur zustimmen 
und sie bestärken, sich weiter für unser Land 
einzusetzen. So stiess er mit seinen Gästen vor 
der Kamera an, und lud zum Verbleib nach der 
Sendung auf. Weitere freudige und angeregte 
Diskussionen erwarteten uns.

Joel Kaufmann, Vizepräsident JSVP SG

Ist Zigeuner ein 
Schimpfwort?

Von Dr. Ing.chem ETHZ Dragan Najman, 
ehem. Grossrat und Einwohnerrat, Baden

Da haben die «Linken und Netten» wieder ein-
mal die deutsche Sprache neu erfunden und 
behaupten, Zigeuner sei ein Schimpfwort, man 
müsse «Fahrende» sagen oder Sinti und Roma. 
Und sie erwischen damit sehr viele Leute, die of-
fenbar keine Ahnung von Fremdsprachen haben. 
Leider machen hier auch die Medienschaffen-
den munter mit. Ich möchte im folgenden zei-
gen, dass das Wort «Zigeuner» keineswegs ein 
Schimpfwort ist. Viele Menschen dieser Min-
derheit in der Schweiz bezeichnen sich selber als 
Zigeuner. Noch absurder ist es, die Zigeuner als 
Sinti und Roma zu bezeichnen, denn Sinti sind 
lediglich eine Untergruppe der Roma. 
Und wie heissen Zigeuner in anderen Sprachen? 
Der Einfachheit halber nehme ich hier nur die 
männliche Einzahl für Zigeuner.

1. �Französisch: Da gibt es zwei Wörter: Tsigane 
und Bohémien. Ich gehe seit über 30 Jahren 
nach Saintes-Maris-de-la-Mer in die Ferien 
(Region Provence – Alpes – Côte d’Azur des 
Département Bouches-du-Rhône); Dieser Ort 
liegt direkt neben dem Einfluss der Rhone 
ins Mittelmeer und ist ein Wallfahrtsort für 
Zigeuner, wo jährlich Ende Mai ein grosses 
Fest stattfindet, an welches Zehntausende von 
Leuten aus ganz Europa anreisen. Diese nen-
nen sich keineswegs «Bohémien» sondern 
«Tsigane». Und Tsigane kommt eindeutig aus 
dem gleichen Stamm wie Zigeuner.

2. �Italienisch: Zingaro, also auch eindeutig 
gleich bedeutend wie Zigeuner.

3. �Slawische Sprachen: Ciganin, ebenso eindeu-
tig verwandt mit Zigeuner.

4. �Spanisch: Gitano: hier ist die Verwandschaft 
mit Zigeuner nicht eindeutig, hat aber sicher 
nichts mit dem Wort «Fahrende» zu tun.

Und jetzt noch ein Auszug aus der NZZ vom  
8. Oktober 2013. Unter dem Titel «Roma? Sinti? 
Zigeuner?» erschien ein ganzseitiger Artikel. 
Darin setzte sich Martin Woker mit diesen drei 
Begriffen mit der Hauptfrage auseinander, ob 
«Zigeuner» ein Schimpfwort ist. Hier einige 
Argumente aus diesem Artikel (wörtliche Wie-
dergaben bzw. wörtliche Ausschnitte):

1. �Irritierend daran ist, dass viele dieser Min-
derheit (eben der Zigeuner) sich selber als 
Zigeuner bezeichnen.

2. �In Berichterstattungen werden Fahrende und 
Zigeuner oft synonym verwendet (laut Du-
den: Synonym = sinnverwandt).

3. �Zigeuner als Sinti und Roma zu bezeichnen, 
ist insofern falsch, als Sinti lediglich eine Un-
tergruppe der Roma sind. «Sinti und Roma» 
zu schreiben, ist also grundsätzlich falsch.

Und es wird wohl niemand bestreiten, dass die 
NZZ eine der renommiertesten Zeitungen ist. 
Ich hoffe nicht, dass die NZZ jetzt von gewissen 
Kreisen als rassistisch bezeichnet werden wird.
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Käse-Fondue

Von Karl Vogel, 3176 Neuenegg

Ursprünglich kommt es aus den Westalpen. 
Wenn die kühle und kalte Jahreszeit wieder ins 
Land zieht, zieht auch der Käse in Schweizer 
Stuben und Küchen wieder lange Fäden. Wer 
Verdauungsprobleme hat, dem hilft Kaliumkar-
bonat (K2CO3) beim Verdauen. Der hohe Salz-
gehalt (anorganisches Kochsalz) vieler Fondues 
ist bis 6.0g/200 Gramm = 2400mg Natrium und 
das benötigt zum Mineralien-Gleichgewicht ka-
liumhaltige Nahrung (Brot, Kartoffeln, Gemüse 
usw.). Kalium verdrängt die Säure, wirkt der 
intrazellulären Übersäuerung entgegen und hält 
die nervliche Stabilität aufrecht. Speziell wer 
tierisches Eiweiss (Fleisch, Wurst, Fisch) isst, 
weist oft einen Kaliummangel auf (Hypokalä-
mie).

Grundregeln für ein gutes Käse-Fondue (Kä-
sesuppe):
keine falschen Käsesorten.
Beachten, dass nicht zu wenig Maizena (Stärke-
mehl) verwendet wird, das zum Binden nötig ist 
(pro Person ein gehäufter Kaffeelöffel).
«nur» zwei Käsesorten mischen! 50% Greyerzer 
Käse sollte meist dabei sein. Weitere mögliche 
Käsesorten sind: St. Paulin, Raclette-Käse, Til-
siter, Edamer und Fontal.

Emmentaler und andere Hartkäse sind weniger 
geeignet (Abscheiden von Öl, Fädenziehende 
Käsemasse, schwer verdaulich usw.).

Schon während der Zubereitung und auch später 
auf dem Tisch darf das Fondue nie kochen, weil 
sonst der Alkohol von Wein und Kirsch und ihr 
Aroma rasch verdampfen würden und das Fon-
due danach zum Scheiden neigt. Auf diese Weise 
brennt das Fondue auch nie an.
Kaliumkarbonat, pro Person 1 Messerspitze 
(1.5g), darf erst am Schluss in die Mitte des 
fertigen, vollständig eingedickten Fondue als 
Schaumbildner eingeführt werden, sonst ver- 
fehlt es seine sahnig machende Wirkung. Mit 
K2CO3 zubereitetes Fondue ist leicht verdau- 
lich (wird KHCO3), weil es bis zuletzt schaumig 
bleibt.

Weitere Varianten sind: das «Winzer» – die 
Hausmischung – mit viel Knoblauch – Berner- 
Fondue - mit Speck – mit Baumnuss – Kalt-
bach – mit Kräuter – Sauerkraut ! - mit Trüffel 
– scharfer Max - mit Champignons – Washabi 
(grünlich) – Frauen-Power - gar Geisskäse, das 
mit Tomaten (nur mit Brot essen) – und das Sa-
fran (nur mit Kartoffeln essen).

Bild: zvg

Satire

Bundesrat als 
Sterbehilfe
organisation
Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern 

Unsere Landesregierung steht derzeit gemäss  
jüngsten Meinungsumfragen nicht hoch im 
Kurs. 54% des Volkes sind mit der Arbeit des 
Bundesrats eher oder ganz unzufrieden. Vor-
geworfen wird ihm unter anderem seine Ent-
scheidungs- und Führungsschwäche in banalen 
Alltagsfragen wie Europa, Altersvorsorge, En-
ergie, Steuerpolitik, Asylproblematik, Armee, 
Gesundheitswesen etc.etc.

Das ist schlimm. Doch halt! So desolat wie 
es scheint, ist die Lage nicht. Denn in den für 
die Schweiz wirklich lebenswichtigen Dingen 
erweist sich unser Bundesrat – zur allgemeinen 
Verblüffung des Landes – durchaus willens und 
in der Lage, rasch, entschlossen und überzeu-
gend zu entscheiden.

So hat unsere Landesregierung ohne jedes Zau-
dern und Zögern jüngst dekretiert, dass Hum-
mer, Langusten oder Krebse vor dem Töten 
betäubt werden müssen, am besten mit Elektro-
schocks. Dies ist sicherlich ein Entscheid von 
epochaler Bedeutung, den unsere Restaurateure 
mit Überzeugung gerne umsetzen werden, und 
die Elektrobranche jubelt. Nun warten unsere 
Fischer schon in freudiger Ungeduld auf den 
nächsten Bundesratsbeschluss, dass die Würmer 
für das Angeln chloroformisiert werden müssen, 
bevor man diese Tiere über den Angelhaken 
stülpt. Und die Sterbehilfeorganisation «Exit» 
erhofft sich grosse Geschäfte durch die erwartete 
Bestimmung, dass den immer häufiger verspeis-
ten Heuschrecken, Grillen und Mehlwürmer vor 
ihrem Tod in der Bratpfanne eine Dosis von 
Barbituraten verabreicht werden muss.  

Spass beiseite. Das Herz für Tiere unserer Lan-
desregierung ist rührend. Aber, ehrlich gefragt: 
Sollte diese bundesrätliche Liebe denn – an-
gesichts unserer weitaus grösseren Probleme 
–  nicht auch auf die Menschen unseres Landes 
ausgeweitet werden? Ich meine für deren Leben 
und nicht fürs Sterben. Aber dafür wären wohl 
Elektroschocks, Chloroformisierung und Barbi-
turate das falsche Mittel. 

Bild: zvg
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Eine moderne 
«Metzgete»
Das Sparschwein war mollig und schwer. 
Jahrelang hatten wir es mit Münzen gefüttert, 
um eines Tages ein Wochenende im Tessin zu 
geniessen. Nun war es prallvoll, kein Fünfer 
hätte mehr Platz gehabt; allerhöchste Zeit, 
um es zu schlachten.
Der Schalterbeamte unserer Bank nahm einen 
kleinen Hammer und hieb auf das Schwein-
chen ein, bis es zerbarst. Die Münzen warf er 
in eine Zählmaschine, die nach wenigen Se-
kunden das Resultat ausspuckte: 378 Franken 
und 45 Rappen. Wir sahen uns schon unter 
dem sonnigen Tessiner Himmel bei einem 
guten Risotto. Da nahm der Bankbeamte ein 
dickes Buch zur Hand und sprach: «Wissen 
Sie, heute arbeitet niemand mehr gratis, auch 
wir Banken nicht. Deshalb muss ich einige 
Spesen verrechnen. Gehörte das Sparschwein 
einem Kind?» – «Nein», antworteten wir ehr-
licherweise, «wir haben das Geld gespart, um 
es zu verprassen.» Das hätten wir besser nicht 
gesagt, denn der Bänkler fuhr fort: «Also 
kommt der Jugendtarif nicht in Frage, denn 
der Begünstigte ist nicht minderjährig. Bei 
uns ist halt alles genau geregelt. Und weil die 
Gelder nicht wertvermehrend angelegt wer-
den, gibt’s einen Zuschlag von 50 Prozent. 
Also»… Unsere Gesichter wurden länger 
und länger. «Für die Benützung der Zählma-
schine gilt die Grundgebühr von 70 Franken. 
Dazu kommt meine Arbeitszeit, sagen wir 65 
Franken, und eine Bearbeitungsgebühr von 
25 Franken. Die Entsorgungsgebühr für die 
Scherben beträgt 30 Franken, die Anteile an 
den Kosten für Heizung, Miete, Reinigung, 
EDV, Amortisation und so weiter machen 
pauschal 65 Franken aus. Zusammen 255 
Franken – mit dem Zuschlag für die nicht 
wertvermehrende Wiedereinlage macht das 
genau 382 Franken und 50 Rappen. Sie sind 
uns also noch 4 Franken und 5 Rappen 
schuldig. Darf ich gleich einkassieren? Für 
das Zustellen einer Rechnung muss ich 20 
Franken verrechnen. Bei A-Post wären es 25 
Franken».
Noch versuchten wir uns nach Kräften zu weh-
ren, aber wir hatten keine Chance: «Selbst-
verständlich können Sie sich beschweren. 
Wir haben eine 156er Nummer eingerichtet, 
kostet nur 5 Franken pro Minute»… Da ver-
liessen wir wortlos die Bank, nichts konnte 
uns mehr überraschen. So waren wir nur 
wenig verblüfft, als wir unter dem Scheiben-
wischer unseres Autos einen Zettel mit fol-
gender Notiz 
fanden: «Sie 
haben zulange 
auf unserem 
Kundenpark-
platz parkiert. 
Leider müssen 
wir ihr Konto 
mit 20 Fran-
ken belasten. 
Ihre Bank».
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Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name:	
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Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 39 82� www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E
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Bern und Luzern büssen im 
Nationalrat einen Sitz ein

Entscheidend ist die Grösse der ständigen Wohnbevöl-
kerung mit Stichtag 31. Dezember 2016. Die Kantone 
Waadt und Genf können dank hohem Ausländeranteil 
einen Sitz mehr besetzen. 

Regierungsbildung in 
Deutschland

Die beteiligten Parteien CDU, CSU, FDP und Grüne 
haben sich nach sechsstündigen Beratungen kurz nach 
Mitternacht bei ihren Sondierungen auf das Festhalten 
an einem ausgeglichenen Haushalt sowie auf einen 
Abbau des Solidaritätszuschlags verständigt. Im Tenor 
sprach man über ein «Signal der Stärkung Europas», 
auch wenn es noch unterschiedliche Haltungen gebe. 

Schweizerischer Gewerbe-
verband sagt JA zur  
No-Billag-Initiative

Der Gewerbeverband stört sich namentlich an der «Dop-
pelbesteuerung», als Privatperson, als Firmeninhaber 
und Unternehmen. Obwohl Unternehmen nicht Radio 
hören und kein Fernsehen schauen, müssen sie eine 
nach Umsatz abgestufte Abgabe leisten, die höchste 
Stufe liegt bei 35’530 Franken. 
Zur Finanzordnung 2021 beschloss die Gewerbekam-
mer ebenfalls ein JA. Ein NEIN zur Fair-Food-Initiative, 
zur Volksinitiative «Raus aus der Sackgasse» (RASA) 
und zur Vollgeld-Initiative. Alle Vorlagen gelangen am  
4. März zur Abstimmung.

Delegierte von SVP und  
CVP im Kanton Zürich mit 
geteilten Parolen zur  
No-Billag-Iniative

Die SVP empfiehlt mit 233 zu 6 Stimmen bei einer Ent-
haltung ein JA zur Initiative. Zu einem anderen Ergebnis 
gelangte am gleichen Abend die CVP, sie stimmte mit 
55 zu 1 Stimme für ein NEIN. Die Initiative kommt am  
4. März 2018 vors Volk. 

Freiheit und Un-
abhängigkeit der 
Schweiz sind in 
Gefahr

Der Bundesrat hat Brüssel einen «Rah-
menvertrag» angeboten. Damit soll 
die Schweiz «institutionell in die EU-
Strukturen» eingebunden werden. Der 
Vertrag zwingt die Schweiz, fortan EU-
Recht automatisch zu übernehmen, den 
EU-Gerichtshof vorbehaltlos anzuerken-
nen. Fremde Richter sprechen fremdes 
Recht, als wären wir eine Kolonie Brüs-
sels. Für die Schweizer Bürgerinnen 
und Bürger bedeutet das: Souveräni-
tätsverlust, Verlust der Unabhängigkeit 
und Selbstbestimmung sowie Demonta-
ge der direkten Demokratie. 

Überraschende Wende im 
türkischen Prozess gegen 
Menschenrechtler

Nach mehr als 100 Tagen Untersuchungshaft im Hochsi-
cherheitsgefängnis Silivri sind der deutsche Menschen-
rechtler Peter Steudtner und sein schwedischer Kollege 
Aliu Gharavi wieder in Freiheit und sind nach Berlin 
zurückgekehrt. Auch die türkischen Mitangeklagten wur-
den unter Auflagen bis zu einem Urteil im November auf 
freien Fuss gesetzt, eine Ausnahme stellt der Amnesty-
Vorsitzende der Türkei, Taner Kilic, dar. 

Nach 100 Tagen Untersu-
chungshaft in der Türkei 
Prozessbeginn gegen Men-
schenrechtler

Dem Berliner Peter Steudtner und zehn anderen Men-
schenrechtlern wird «Mitgliedschaft in einer bewaffneten 
Terrororganisation vorgeworfen». Unter den Angeklag-
ten sind auch der Vorsitzende und die Landesdirekto-

rin von Amnesty International. Ihnen droht bis 15 Jahre 
Haft. Der Fall zeigt, in was für einem dramatischen Aus-
mass der Rechtsstaat und die Unabhängigkeit der Justiz 
in der Türkei abgebaut wurden. Und so ein Staat soll 
EU-Mitglied werden! 

Bundesrat legt Eckwerte für 
den Bau des zweiten Gott-
hard-Strassentunnels fest

Geplant ist eine Röhre im Abstand von 70 Metern par-
allel zum bestehenden Tunnel, die Portalbauwerke in 
Göschenen und Airolo werden übernommen. Mit den 
Bauarbeiten soll 2020 begonnen werden, die Eröffnung 
ist auf 2027 geplant, dann wird die bestehende Röhre 
saniert, und ab 2030 könnte der Verkehr durch beide 
Tunnel geführt werden. 

Deutscher Bundespräsident 
will Vertrauen Russlands 
gewinnen

Frank-Walter Steinmeier brach zu einem Arbeitsbesuch 
in die russische Hauptstadt auf. Die Negativspirale der 
Beziehungen sei für beide Seiten schlecht, es müssen 
Wege aus den Konfrontationen, Vertrauensverlusten 
und gegenseitigen Vorwürfen gefunden werden. 

Der Ton im 19. Deutschen 
Bundestag wird rauer

709 Abgeordnete gehören dem Parlament an: 246 CDU/
CSU, 153 SPD, 92 AfD, 80 FDP, 69 Die Linke, 6 Grüne 
und 2 Fraktionslose. 45 Jahre gehört Wolfgang Schäub-
le dem Bundestag an, zuletzt als Finanzminister, neu 
als Bundestagspräsident. Alle Fraktionen stellen einen 
Vizepräsidenten, ausser die CDU, die den Präsidenten 
stellt. Die Kandidatur von AfD-Kandidat Albrecht Glaser 
scheiterte in drei Wahlgängen, seine Äusserungen im 
Wahlkampf zum Islam sorgten für Empörung. Die AfD 
muss an der nächsten Bundestagssitzung einen neuen 
Anlauf nehmen. 
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PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Operationsziel Schweiz?

Operationsziel Schweiz!

Die Schweiz ist von Freunden umzingelt!

Allein, Staaten haben ja gar keine Freunde, nur Interessen. Bei derVerfolgung von Interessen wird abgewogen zwischen Aufwandund Ertrag. Erscheint der Aufwand, den Neutralen zu überfallengering, der Ertrag gross, heisst es dann bald einmal «Not kenntkein Gebot!» In einer Zeit, in welcher Worte und Tatsachen im-mer stärker auseinanderklaffen, verzichtet der Aggressor selbst aufden Satz, mit dem der deutsche Kanzler Theobald von BethmannHollweg 1914 den Überfall auf das damals neutrale Belgien recht-fertigte.

Die Schweiz der vergangenen gut 200 Jahre war immer wieder dasZiel von ausländischen Operationsplänen, welche bis 1815 gele-gentlich ausgeführt wurden. Seither sind sie Papier geblieben, wasaber in keiner Art und Weise ihre Ungefährlichkeit belegt. Es ver-hält sich im Gegenteil so, dass allein ein gütiges Geschick, ein Min-destmass militärischer Anstrengungen und eine insgesamt erfolg-reiche eigene Politik dem Land den Frieden in der Freiheit bewahrthat. So sind die Planungen von Deutschen, Italienern, Sowjets undanderen mehr in Vergessenheit geraten, zum Teil bis heute gar niebekannt geworden.

Das vorliegende Werk ruft das Vergessene in Erinnerung, keines-wegs um, wen immer es sei, anzuprangern, wohl aber, um Mitbür-gerinnen und Mitbürger daran zu erinnern, dass der ewige Preisder Freiheit auch morgen derselbe sein wird, von dem der Ire JohnPhilpot Curran 1790 in Dublin gesprochen hat: «Die Bedingung,unter welcher Gott dem Menschen Freiheit gegeben hat, ist ewigeWachsamkeit.»

Verlag Merker im Effingerhof
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Matthias Kuster
Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Wilfred Grab

Operationsziel Schweiz
Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 —Verteidigung und Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792

Mit einem Vorwort von Bundesrat Ueli Maurer

Max Oberli

Geb. 1938 in Bern. Lehre alsLaborant beim Kantonschemiker.Chemiestudium am TechnikumBurgdorf. Diplomabschluss 1960.Anschliessend Teilnehmerdes ersten Sonderkurses zurAusbildung von Pfarrern imKanton Bern. 1964–1970 Pfarrerin Leubringen und Magglingen,von 1970–2002 in Langenthal.Verheiratet, vier Kinder, zehnGrosskinder. Seit 2002pensioniert. Wohnsitz Worb.
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Max Oberli

Brandneu!

Jetzt bestellen

Max Oberli
Christen und Muslime in einer Demokratie. 
Geht das?

Als ich vor gut 60 Jahren zur Schule ging, 
wurde uns Schülern auch die Religion «Is-
lam» irgendwo einmal zur Kenntnis ge-
bracht. Mindestens war diese Religion, 
vor allem wegen gewissen andersartigen 
Lebensweisen interessant, trotzdem deren 
Anhänger weitab unseres eigenen Lebens-
raumes zu Hause waren. Aber was fremd 
und unsichtbar und damit geheimnisvoll ist, 
das erweckt Neugier und fördert Fantasien. 
Nun wohnen Muslime, die zu einem grossen 
Teil aus ihren Heimatländern geflüchtet sind, 
unter uns. Wir sehen sie und wir erkennen vor 
allem ihre Frauen an ihren Kopftüchern. Aber 
richtig in Kontakt kommen wir mit Muslimen 
nicht, ganz im Unterschied zu Flüchtlingen aus 
andern Ländern.
…
(Aus dem Vorwort von Max Oberli)
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Da sich unsere Gesellschaft in einem ständigen 
Wandel befindet und immer neue Gefahren auf-
tauchen, ist es umso wichtiger, dass auch die 
Polizei mit der Zeit mitgeht. Und genau da ist 
die Politik gefragt. So wurde im Grossen Rat 
eine Motion angenommen, welche fordert, dass 
die Polizistinnen und Polizisten auf der Strasse 
mit zeitgemässer Ausrüstung alimentiert wer-
den. In Zeiten von Terrorismus braucht es auch 
bei uns in der Schweiz und im Kanton Bern An-
passungen. So konnte man feststellen, dass die 
letzten islamistischen Attentate mit Lastwagen 
und Langwaffen verübt wurden. Auch trugen At-
tentäter teilweise schwere Schutzwesten, worauf 
mit der 9mm Dienstwaffe und Maschinenpistole 
(MP 5) keine Wirkung erzielt werden kann. Kon-
sequenz; die Polizei muss sich der Gegenseite 
anpassen, sowohl bei der Schutzausrüstung wie 
auch bei den Korpswaffen. Schwere Schutzwe-
sten müssen her, welche jedoch die Bewegung 
nicht zu fest einschränken. Dies in genügender 
Anzahl, so dass alle Polizistinnen und Polizisten, 
welche auf Patrouille sind, sich damit ausrüsten 
können . Auch ballistische Titan-Schutzhelme 
müssen in genügender Anzahl vorhanden sein. 
Da die Terroristen mit Langwaffen (z.B. AK47) 
von weiter Distanz wirkungsvoll schiessen kön-
nen, brauchen auch die Mitarbeiter der Kapo 
Langwaffen mit grösserem Kaliber, um die Bür-
ger bei einem allfälligen Anschlag zu schützen 
und die Terroristen auch von der Entfernung zu 
stoppen.
Nicht nur in der Terrorbekämpfung steht die 
Polizei vor Herausforderungen, sondern auch 
bei der Zunahme von linksextremer Gewalt 
– namentlich rund um die Berner Reitschule. 
Regelmässig gibt es Vorfälle, wo Polizeifahr-
zeuge durch Steinewerfer von der Reitschule 
beschädigt werden. Selbst vor Polizisten und 
Sanitätern machen die Linksextremen nicht halt. 

Vorsätzliche Verletzungen kamen in der Ver-
gangenheit öfters vor. Leider schaut auch hier 
die linksgrüne Politik der Stadt Bern nur zu. 
Jeder private Betrieb, bei dem solche Zustän-
de herrschen, würde unverzüglich geschlossen 
werden und dem Betreiber die Bewilligung ent-
zogen. Einziger Hoffnungsschimmer im Kapitel 
Reitschule ist die kantonale Volksinitiative der 
Jungen SVP Kanton Bern, «keine Steuergelder 
für die Berner Reithalle». Diese sieht vor, der 
Stadt Bern den Zuschuss des kantonalen Fi-
nanz- und Lastenausgleichs (FILAG) um bis 
zu 75% zu streichen, sofern die Stadt Bern die 
Reithalle nicht schliesst, wenn dort notorisch 
konkrete Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
bestehen. Zurzeit berät das Bundesgericht über 
unsere Beschwerde, da der Grosse Rat diese aus 
scheinheiligen Gründen für ungültig erklärt hat. 
Im Grossen Rat würde ich dafür sorgen, dass 
auch durch den Kanton mehr Druck auf die Stadt 
Bern ausgeübt wird! Wenn unsere Beschwerde 
gutgeheissen wird, muss der Grosse Rat erneut 
darüber beraten. Unsere eigene Initiative im 
Rat auch selber zu verteidigen, wäre nötig und 
sinnvoll. Die gesamte Stimmbevölkerung des 
Kantons Bern muss beim Thema Reitschule ab-
stimmen können – das ist mir wichtig!

EU-Waffenrecht 
Es ist kein Geheimnis, dass seit der Völkerwan-
derung nach Europa durch Merkels Willkom-
menspolitik die Terrorgefahr massiv angestiegen 
ist. Man konnte nachweisen, dass mehrere At-
tentäter als Asylsuchende nach Europa kamen, 
um Anschläge zu planen und durchzuführen. 
Statt das Problem beim Namen zu nennen, schuf 
die EU eine neue Waffenverordnung, die als Ter-
rorbekämpfung dienen soll. Die Schweiz muss 
diese Verordnung gemäss EU übernehmen. Für 
mich ist dieses Vorhaben völlig unverständlich, 
zynisch und wörtlich am Ziel vorbei geschos-
sen. Man holt tausende Migranten, u.a. aus dem 
arabischen Raum nach Europa, einige davon 
verüben hier Anschläge, mit illegalen Waffen. 
Als Antwort will man dem Schweizer Bürger mit 
weisser Weste, die Waffe verbieten und so sein 
Hobby verunmöglichen. Das entbehrt jeglichem 
Sachverstand! Deshalb bin auch ich Mitglied 
von proTell geworden, um gegen diese EU-Will-
kür anzukämpfen. Unser Schweizer Waffenrecht 
braucht keine Anpassungen. Terrorbekämpfung 
ist Sache der Schweiz und nicht der EU.

«Brennpunkt» Reithalle

Von Adrian Spahr, 
Grossratskandidat 
Biel-Seeland,  
Co-Parteipräsident 
Junge SVP Kanton 
Bern,  
Kantonspolizist 

Impressum
Verleger/Chefredaktor
a/Nationalrat und Grossrat Thomas Fuchs, Bern-Niederbottigen
tf@thomas-fuchs.ch

Herausgeber:
Förderverein SVP/JSVP

Redaktion DIE IDEE:
Postfach, 3001 Bern

Ständige Mitarbeiter:
Kantonsrat Benjamin Fischer, Ackerstrassee 39, 8604 Volkets-
wil; Nationalrat und Stadtrat Erich J. Hess, Bern; Rechtsanwalt, 
Stadtrat und Grossrat Dr. iur. Patrick Freudiger, 4900 Langen-
thal (BE); Janosch Weyermann, 3018 Bern; Niels Rosselet-
Christ, Place de la Gare 2, 2103 Noiraigue 

Telefon:	079 302 10 09
Telefax:	031 398 42 02
Homepage: www.zeitungidee.ch
E-Mail:	 idee@jsvp.ch
PC-Konto JSVP DIE IDEE 65-269996-5
BIC POFICHBEXXX
IBAN CH91 0900 0000 6526 9996 5

Layout:
Peter Hofstetter, Lurtigen

Erscheinungsweise: Quartalsweise, deutsch und französisch

Auflage: bis 70’000 Expl.

Abonnemente Schweiz:	 Fr. 35.–
Abonnemente Ausland:	 Auf Anfrage

Insertionspreise:
Gerne stellen wir Ihnen unsere Preisliste zu.
Anruf genügt (079 302 10 09).
Der Nachdruck ist mit Quellenangabe und Zustellung eines 
Belegexemplars an die Redaktion gestattet und erwünscht.
Gedruckt auf Recycling-Papier.

Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt.	

Leserbrief

Zum Artikel  
«Correctness»
Da es heute in ist, jedes Wort das «Neger» und 
«Zigeuner» beinhaltet verbieten zu wollen, hätte 
ich noch einige lustige Anregungen. Als näch-
stes sollte von folgenden Speisen eine Namens-
änderung erzwängt werden: Fondue Chinoise, 
Mongolisches Fondue, Zigeunerspiess, Bush-
meat (=Buschneger?), Tost Hawaii, Diplomaten 
(=Verunglimpfung von Beamten wie Juncker & 
Co.?) Studentenschnitte (das Wort sagt schon 
alles).
Des weiteren gibt es in Bern die Zunft «zum 
Mohren» (was für ein schlimmer Name!!), dass 
da von den netten Linken noch niemand reagiert 
hat, erstaunt mich. Auf französisch spricht man 
von «Tête de Turc» als von einer Person die 
gemobbt wird oder als Sündenbock herhalten 
muss.
Zu guter Letzt noch folgendes: Im Buch «Bis ans 
Ende der Welt» von Lukas Hartmann, der über 
Captain Cook schreibt, fallen auf Seite 79 oben 
sowie Seite 82 Mitte das Wort «Neger». Wenn 
gewisse Leute sich schon zu den Moralaposteln 
zugehörig fühlen, sollten sie ihre Vorbildfunk
tion nutzen und ihre Wortwahl sorgfältiger brau-
chen…

Patrick Barisi, 3095 Spiegel

432 Seiten, Deutsche Verlags-Anstalt, 

ISBN 978-3-421-04641-3
Verkaufspreis: 35 Franken

«Chischte-
Mami» «Nicht über deren Machtapparat 

urteilen»
Leserbrief

DAVID HERZIG,
2502 BIEL/BIENNE

Bild: ZVG

Danke für die jüngste Zustellung 
Ihrer Mitteilung. Ich bedaure, dass 
darin auf zwei verschiedenen 
Seiten Witze über das Regime in 
Nordkorea gemacht werden. Dies 
aus folgenden Gründen:

1. Nordkorea geht uns Schweizer 
nicht das Geringste an. Es steht 
uns selbstbestimmten Demokra-
ten nicht zu, über eine andere 
Staatsform zu jammern, uns über 
andere autonome Staaten negativ 
zu äussern.

2. Sollten wir uns auf unser eige-
nes Land und das was bei uns 
krumm läuft konzentrieren (gras-
sierender Auswuchs der Sozial-
industrie, Disruption von Freiheit 
und Selbstbestimmung etc.).

3. Ist die Schweiz nicht von Nord-

Was bedroht die Schweiz?

Öffentlicher Vortrag von Paul Zinniker, 
Direktor a.i. des Nachrichtendienstes des Bundes (NDB)

Samstag. 10. März 2018, Beginn des Referats: 11.00 Uhr 
Landgasthof Schönbühl, Alte Bernstrasse 11, 3322 Urtenen-Schönbühl

Es laden ein:  

(vorgängig um 10.15 Uhr: PRO LIBERTATE Hauptversammlung)

PRO LIBERTATE
Parteiunabhängiges Informationskomitee
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Buchvorstellung

Es ist dem Autor, Prof Dr. Joseph Mächler, 
ein Anliegen, die ideologisch gewordene Ge-
schichtsschreibung der Schweiz im 2. Weltkrieg 
wieder auf gesicherte Fakten zu positionieren 
und auf eine realistische Betrachtungswiese zu 
stellen.
Die akribisch in den Akten des Bundesarchivs 
und im deutschen Militärarchiv recherchierten 
Ergebnisse sowie die Prüfung neuer Unter-
suchungen ergeben eine moderne und zuver-
lässige Sicht auf die Bedingungen der Welt-
kriegsschweiz und erlauben eine pragmatische 
Beurteilung der damaligen Entscheidungsträger. 
Der Blick auf die Entstehung und Chancen 
des Reduitgedankens, die Nachzeichnung der 
extrem schwierigen Wirtschaftsverhandlungen 
mit den Achsenmächten und den Alliierten, der 
schweizerische Umgang mit dem Trumpf der 
Alpentransversalen sowie die Anbauschlacht 
zeigen den Willen der Eidgenossenschaft zum 
Überleben und zum Erhalt der Unabhängigkeit. 
Erst die Verbindung der einzelnen Teilbereiche, 
die in diesem Buch erstmals in der notwendigen 
Tiefe und Genauigkeit gezeigt wird, ergibt eine 
realistische Beurteilung, die der Aktivdienst-
generation gerecht wird. Das Werk versucht, 
Fehler aufzuzeigen und zu berichtigen, Verherr-
lichungen und Verunglimpfungen auszuweichen 
und ein stimmiges Gesamtgemälde der Kriegs-
zeit zu zeichnen. Erstmals wird im Buch von 
Joseph Mächler das Geheimnis gelüftet: Wer 
war «Wiking» der Kopf jener sagenhaften Li-
nie vom schweizerischen Nachrichtendienst ins 
Herz des 3. Reiches? Er informierte die Führung 
der Armee jeweils in entscheidenden Momenten 
über die Gefährdung aus Deutschland. In einer 
Zeittabelle im Anhang kann nach den Krite-
rien Zeit, international, Schweizer Politik und 
Militär, Wirtschaft und Flüchtlingswesen das 
Geschehen in allen Details nachverfolgt werden.
Das Werk gliedert sich chronologisch in vier 
Teile. Im ersten TeiI behandelt der Autor Mo-
bilmachung und Aufmarsch der Armee 1939, 
den Bezug und die Schwächen der Limmatlinie, 
den Westfeldzug der deutschen Wehrmacht und 
die Konsequenzen für die Schweizerarmee, die 
Flüchtlingspolitik. Dem Juden-Stempel und dem 
Fall Grüninger widmet er ein eigenes Kapitel. 
Im zweiten und umfangreichsten Teil behandelt 
der Verfasser die Phase der deutschen Herrschaft 
in Europa ab Sommer 1940 bis Herbst 1942. Er 
gibt eine umfassende Darstellung der Gründe, 
warum die Schweiz in dieser Phase nicht ange-
griffen wurde. Er tritt damit den teilweise absur-
den Spekulationen gewisser Historiker entgegen 
die allen Ernstes behaupten, das Reduit sei eine 
«Demutsgeste» gegenüber Nazideutschland ge-
wesen. Der Autor legt überzeugend dar, dass es 
im Wesentlichen zwei Gründe gab, welche die 
Wehrmacht nach dem Westfeldzug von einem 
Angriff auf die Schweiz abhielten. Einerseits 

glaubte man, die Eidgenossenschaft würde sich 
nach der Einschliessung durch die Achsenmäch-
te deren Wilen beugen, andererseits befürchtete 
man erhebliche Schwierigkeiten mit dem ver-
bündeten Italien, wenn bei einem Angriff auf 
das Gebirgsland die tunnelreichen Alpentransit-
linien, welche für die Lieferung von Kohle und 
Erdöl von vitaler Bedeutung waren, von den 
Schweizern gesprengt würden. Für den Schutz 
vor einem überraschenden Zugriff auf die rund 
2000 Sprengstellen brauchte es die Armee. Im 
dritten Teil behandelt der Autor vor allem die 
Wirtschaftsverhandlungen und die Erfolge der 
«Anbauschlacht», den Märzalarm 1943 mit den 
deutschen Angriffsplanungen für den Fall, dass 
die Schweiz Mittelland und Reduit den von 
Süden vorstossenden Alliierten öffnen sollte. 
Zudem wird auch die Flüchtlingsproblematik 
angesprochen. Neu ist die umfassende Schil-
derung der Lager. Auch wird der stufenweise 
Kenntnisstand über die Judenverfolgungen und 
– ab 1943 – des Holocaust quellenmässig nach-
vollzogen. Ausserdem werden die spektakulären 
Taten der Schweizer Friedrich Born und Carl 
Lutz zur Rettung ungarischer Juden vor dem 
Holocaust dargestellt. Im vierten und letzten 
Teil behandelt der Verfasser den Angriff aus 
dem Reduit, den Aussenhandel von 1944 mit den 
zunehmenden Schwierigkeiten, die Goldkäufe 
der Nationalbank, die nachrichtenlosen Vermö-
gen, die Flüchtlingsfrage sowie die beiden nicht 
deckungsgleichen Bergier-Berichte dazu. Eben-
falls wird die «Operation Sunrise» angespro-
chen, mit dem es dem damaligen Major i Gst 
Max Weibel gelang, zur Abkürzung des Krieges 
in Südeuropa beizutragen.
Ein Stichwortverzeichnis sowie ein Quellen-Li-
teraturverzeichnis vervollständigen das 547 Sei-
ten umfassende Werk, das aufgrund der gepfleg-
ten Sprache und der grundlegenden Recherchen 
des Autors bestens zur Lektüre empfohlen wird.
Gregor Anton Roos

Joseph Mächler

Wie sich die Schweiz rettete
Grundlagenbuch zur Geschichte  
der Schweiz im 2. Weltkrieg

Eliane Burn
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Fritz
Rüfenacht
Einer von uns – fürs Emmental

volksnah – 
  erfahren

Gemäss Berechnungen der Jungen SVP Kan-
ton Bern soll ein minderjähriger unbegleiteter 
Asylsuchender monatlich über 5’000.– Franken 
kosten.
Ich habe mit 4’000.– Franken eine grosse Familie 
mit zwei Kindern durchgebracht. Mein ausge-
setzter Grossvater ist bei einer Bauernfamilie 
aufgewachsen und hat den Steuerzahler keinen 
Rappen gekostet. Er hat keinen Schaden davon 
getragen.
Kein Wunder, dass Eltern ihre Kinder übers Meer 
nach Europa schicken. Es ist ja gut möglich, dass 
sie dann nachziehen und von unserem Sozialstaat 
wunderbar leben können. Wer soll das noch ver-
stehen?

T. Walpert, 3186 Düdingen

Luxus-Migration?
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Die Viersäulendrogenpolitik wird nicht umgesetzt – 
die Prävention wird vernachlässigt!

Interview mit Andrea Geissbühler

Andrea Geissbühler, seit bald zehn Jahren gibt 
es in der Schweiz die Viersäulenstrategie. Was 
halten Sie von dieser Politik?
Der Dachverband Drogenabstinenz Schweiz ist 
der Meinung, dass die Viersäulenstrategie leider 
nicht funktioniert. Die Säulen kommen über-
haupt nicht oder zumindest ungleich gewichtet 
zum Tragen. Die Säule «Prävention » wäre aus 
meiner Sicht die wichtigste, existiert aber gar 
nicht. Oder haben Sie einmal eine nationale 
Kampagne gesehen, in der auf die negativen 
Folgen des Drogenkonsums aufmerksam ge-
macht wird? Stattdessen werden unter der Säule 
«Schadensminderung » Drogen abgegeben, was 
jedoch dazu führt, dass die Sucht verlängert statt 
beendet wird. Nur die Säule «Therapie» wür-
de helfen, um von den Drogen loszukommen, 
aber diese Säule wird ständig abgebaut, weil 
die Betroffenen ohne Weiteres am Drogen- und 
Methadonprogramm teilnehmen können statt an 
einer Therapie; und diese kann man leider nicht 
verordnen, die Konsumenten müssen sich frei-
willig anmelden.

Es gibt ja noch die Säule «Repression».
Ja, und die funktioniert einigermassen. Aber 
das Problem dabei ist, dass die Richter, obwohl 
ihnen ein angemessener Spielraum zur Verfü-
gung steht, sich häufig dafür entscheiden, die 
Drogenhändler mit einer Busse davonkommen 
zu lassen, statt sie hart zu bestrafen. Es ist 
zwar so, dass sich die Händler nie mit grossen 
Mengen an Drogen erwischen lassen, aber im 
Wiederholungsfall wäre eine härtere Bestrafung 
angezeigt.

Aber den Drogenkonsum wird man nie aus-
merzen können.
Nein, das ist uns auch bewusst. Aber zurzeit 
kann man Drogen überall auf der Strasse be-
sorgen. Wenn man die Händler härter bestrafen 

würde, dann wäre es nicht mehr so leicht, sich 
Drogen zu beschaffen. Wir könnten viele Junge 
davor bewahren, mit Drogen in Kontakt zu kom-
men, weil sie nicht wüssten, wo sie sie kaufen 
können. Auf der Strasse wären sie ja nicht mehr 
erhältlich.

Dass Junge keine Drogen nehmen sollen, steht 
ausser Frage. Aber was ist mit den Erwachse-
nen? Wäre es nicht sinnvoll, ihnen den Kon-
sum zu erlauben?
Auf keinen Fall. Drogen sind auch für Erwach-
sene gesundheitsschädigend. Es wäre absolut 
verantwortungslos, sie zu legalisieren. 

Einige Ärzte meinen, Tabak und Alkohol seien 
gesundheitsschädlicher.
Es ist nicht zielführend, Drogen zu legalisieren, 
nur weil der Alkoholkonsum legal ist. Alkohol 
ist in erster Linie ein Genussmittel und Tabak 
führt nicht zu einer Bewusstseinsveränderung.

Wenn die meisten Menschen in der Lage sind, 
mit Alkohol vernünftig umzugehen, warum 
nicht auch mit anderen Drogen?
Weil die Drogen kein Genussmittel sind, das 
man vernünftig konsumieren kann. Sie machen 
schon nach kurzer Zeit und nach Einnahme klei-
ner Mengen abhängig und können dabei einen 
immensen körperlichen, aber auch psychischen 
Schaden anrichten.

Wenn man die Drogen legalisieren würde, 
könnte man den Schwarzmarkt ein für alle 
Mal austrocknen.
Nein, auch staatlich abgegebene Drogen sind ge-
sundheitsschädigend. Der Staat müsste daran in-
teressiert sein, die Gesundheitskosten möglichst 
zu senken, und nicht «Beihilfe» zur Krankheit 
zu leisten.

Andrea Geissbühler ist Co-Präsidentin des 
Dachverbandes Drogenabstinenz Schweiz und 
Nationalrätin

Die Viersäulenpolitik des Bundesrats existiert eigentlich nur auf dem Papier. Die Säule «Prä-
vention » beschränkt sich nur auf legale Suchtmittel wie Alkohol und Tabak. Oder haben Sie 
schon einmal ein Plakat betreffend Cannabis-Prävention gesehen? Dies obschon die Schweizer 
Kiffer die internationale Rangliste anführen und deshalb Handlungsbedarf besteht. Bei der Säule 
«Therapie » werden das Versprechen an die Bevölkerung und der Artikel 1a im Betäubungs-
mittelgesetz, nämlich das Ziel der Abstinenz, nicht einmal erwähnt. Hier hat sich die Drogen-
legalisierungslobby einmal mehr durchgesetzt, indem sie Schadensminderungsmassnahmen als 
Alibiübung der Therapie-Säule zugeschrieben haben. Auch die «Repression» wird durch das 
unsinnige Betäubungsmittelgesetz fast verunmöglicht. Die Polizeiarbeit wird geradezu lächerlich 
gemacht. Polizisten/Polizistinnen müssten eigentlich mit einer Waage unterwegs sein und auf 
der Strasse Urinproben verlangen! (Im Kanton Bern ist der Speicheltest nicht erlaubt). So müs-
sen wir feststellen, dass in der Realität eigentlich nur eine Säule der Drogenpolitik, nämlich die 
«Schadensminderung », umgesetzt wird. Sie verschlingt Millionen von Steuergeldern, ohne dass 
der Bevölkerung transparente Wirkungsziele aufgezeigt werden können. Wo bleibt da der Protest 
unserer Volksvertreter/-innen? Bild: bag.admin.ch

Methadon- oder Heroinprogramme bilden für viele Süchtige lediglich ein Abstellgleis.
Symbolbild: pixabay.com
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Echt bürgerlich!
STEFAN HOFER

wieder in den  
Grossen Rat!

Von  
Aliki Panayides, 
Vize-Gemeindeprä-
sidentin Ostermun-
digen, Bern 
Grossratskandidatin

Danke für die JSVP-Initiative «Keine Einbürgerung 
von Verbrechern und Sozialhilfeempfängern»!

Mit der Annahme der JSVP-Volksinitiative 
«Keine Einbürgerung von Verbrechern und 
Sozialhilfeempfängern!» im Kanton Bern 
ging ein Ruck durch das Einbürgerungs(un)-
wesen. Nach Jahren der Verscherbelung des 
Schweizer Passes kam es endlich zu einem 
Umdenken.

Als Präsidentin der zuständigen Kommission 
in Ostermundigen wurde uns die Arbeit mit der 
Initiative wesentlich erleichtert.  Früher wurde 
ich immer wieder gefragt – notabene gerade 
von Ausländerinnen und Ausländern – , wie es 
kommt, dass Kollegen in der Schweiz noch nie 
einen Tag gearbeitet hätten und trotzdem einen 
Schweizer Pass hätten. Heute kann ich darauf 
wenigstens antworten: Das war früher so, jetzt 
ist es gerechter.

Verwaltungsaufwand reduziert
Früher war es oft schwierig bis unmöglich, die 
Einbürgerung von Sozialhilfeempfängern oder 
Personen mit Vergehen abzulehnen. Jeder ableh-
nende Entscheid musste aufwändig begründet 
werden, und nicht selten kam es zu Rekursver-
fahren mit entsprechendem Aufwand und Kos

Kantonale Abstimmung vom 4. März 2018

NEINzumLuxus-Tram
Bern – Ostermundigen

Auf dem Land werden Bahnhöfe geschlossen und
Postautolinien gestrichen.

Und die Stadt Bern will für 100 Millionen Franken
ein Luxus-Tram bauen?!

www.tram-ostermundigen.be / Nein zum Luxus-Tram! Postfach, 3001 Bern

Kantonale Abstimmung vom 4. März 2018

NEINzumLuxus-Tram
Bern – Ostermundigen

Auf dem Land werden Bahnhöfe geschlossen und
Postautolinien gestrichen.

Und die Stadt Bern will für 100 Millionen Franken
ein Luxus-Tram bauen?!

www.tram-ostermundigen.be / Nein zum Luxus-Tram! Postfach, 3001 Bern

Kantonale Abstimmung vom 4. März 2018

NEINzumLuxus-Tram
Bern – Ostermundigen

Auf dem Land werden Bahnhöfe geschlossen und
Postautolinien gestrichen.

Und die Stadt Bern will für 100 Millionen Franken
ein Luxus-Tram bauen?!

www.tram-ostermundigen.be / Nein zum Luxus-Tram! Postfach, 3001 Bern

ten für die Gemeinde. Heute können wir schon 
bei der ersten Anfrage auf die neuen Regeln 
hinweisen und müssen das Gesuch gar nicht 
mehr entgegen nehmen. Dies spart viel unnöti-
gen Verwaltungsaufwand und stellt sicher, dass 
nur noch gut integrierte Personen den Schweizer 
Pass erhalten.

Tests strenger
Erhöht wurden dank SVP-Druck auch die Hür-
den in Bezug auf die Sprachkenntnisse und das 
staatsbürgerliche Wissen. Wie soll jemand ohne 
genügende Kenntnis denn stimmen und wählen? 
Indem er einfach die SP-Parolen abschreibt? Da-
rauf hoffte natürlich die Linke, aber zum Glück 
gibt’s die JSVP und die SVP.
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www.jsvp-aargau.ch
23.-25.2.2018, Skiweekend JSVP AG 
Flumserberge
1.3.2018, Stammtisch, Hausen, 19:30
17.3.2018, GV JSVP AG, Green, Lupfig, 
20:00
5.4.2018, Stammtisch, Hausen, 19:30
3.5.2018, Stammtisch, Hausen, 19:30
10.5.2018, MV JSVP AG, Muri, 20:00

Anlässe für die Ausgabe 2/2018 melden an: idee@jsvp.ch – Bitte konsultieren Sie für Details die jeweiligen Homepages!

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen

www.jsvpbern.ch 
3.3.2018, Vortrag Lukas Reimann, Kino 
Apollo, Lyss, ab 10 Uhr
10.3.2018, Jubiläumsfest 100 Jahre 
SVP Kanton Bern. Ab 20 Uhr mit JSVP-
Barbetrieb und ab 23 Uhr DJ MTS.
15.5.2018, Hauptversammlung, Hotel 
Kreuz, Bern
10.6.2018, Feldschiessen in Mühle-
thurnen.
6.7.2018, ab 19.00 Uhr, Grillplausch im 
Bienzgut in Bümpliz
23.9.2018, ab 9.30 Uhr, Burezmorge im 
Bienzgut in Bümpliz

www.jsvp-sg.ch 
4.3.2018, Abstimmungshöck, Kreis 
Rheintal
10.3.2018, E Rechts Fescht, Palais Extra, 
Gieselbach 2218, Ebnat-Kappel, ab 
20 Uhr
25.4.2018, 101. Delegiertenversamm-
lung der SVP SG (Austragungsort folgt 
unter www.svp-sg.ch)
27.4.2018, Churfirstentagung, Ebnat-
Kappel (Austragungsort folgt unter 
www.svp-sg.ch)
28.4.2018, 19. Hauptversammlung der 
JSVP SG, Raum St.Gallen
10.6.2018, Abstimmungshöck (Kreis 
Toggenburg)

www.jsvp-zh.ch 

www.jsvp.ch
10.3.2018, HV Pro Libertate, Landgast-
hof, Schönbühl
7.4.2018, HV PIKOM, Gasthof zum 
Schützen, Aarau
28.4.2018, HV AUNS; Reithalle der Mili-
tärkaserne, Bern

www.judc-fr.ch

www.jsvp-ar.ch

www.jsvp-bl.ch

www.jsvp-bs.ch

www.jsvp-gl.ch

www.judc-ju.ch

www.jsvp-luzern.ch

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch
24.2.2018, 14 Uhr, GV JSVP Thurgau, 
Brauhaus Sternen, Frauenfeld
10.6.2018, 10 Uhr, Abstimmungsbrunch, 
Brauhaus Sternen, Frauenfeld

www.jsvpo.ch

www.udc-vaud.ch/jeunes 

www.jsvp-zg.ch

www.gudc-ti.ch

www.judc-ne.ch

www.jsvp-nw.ch

www.jsvp-ow.ch

www.jsvp-sz.ch

www.jsvp-gr.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp-uri.ch

www.judc-ge.ch

Armeekalender
Calendrier de l’armée
Calendario dell’esercito
Armed Forces Calendar

2018

Armeekalender 
2018
Das willkommene Geschenk für Freunde,  
Bekannte oder für sich selbst.

Bestellen unter 079 302 10 09 Oberst Thomas Fuchs
oder via Talon Seite 9

Verkaufspreis 

Fr. 20.–

plus Porto

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Vortrag von

Div aD Peter Regli
zum aktuellen Thema

«Terrorismus, Migration,  
Cyberkrieg und Donald Trump:  
gehen sie uns noch etwas an?»

Donnerstag, 15. März 2018  
Hotel Glockenhof, Sihlstrasse 31, Zürich

Mittwoch, 27. Juni 2018  
Sorell Hotel Aarauerhof, Bahnhofplatz 2, Aarau

Donnerstag, 4. Oktober 2018  
Mannschaftskaserne Bern, Papiermühlestrasse 15 
(Navigationssystem Kasernenstrasse 27), Bern 

jeweils 18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat

letzte Gelegenheit !
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Portrait Junge SVP SG
Seit bald 20 Jahren weht in St.Gallen ein frischer 
Wind. Es war im Jahr 1999, als rund zehn Junge 
mit der Planung der bürgerlichsten Jungpartei 
begannen. Bereits im März 2000 wurde schliess-
lich die erste Hauptversammlung der Jungen 
SVP Kanton St.Gallen (JSVP SG) durch Nati-
onalrat Toni Brunner eröffnet. Mutter- wie auch 
Jungpartei schrieben gegenseitige Loyalität fest, 
womit der Wahl des ersten Vorstands um den 
Präsidenten Salvatore Airo nichts mehr im Weg 
stand. Da die etablierten Medien schon damals 
gerne gegen die aufstrebende SVP-Bewegung 
im Kanton schrieben, verwundert es kaum, dass 
diese Gründungsversammlung unter dem Titel 
«Kaderschmiede in Papis gutem Anzug» in die 
Geschichte einging.
Unbeirrt von diesen Sticheleien der Presse 
setzten die SVP und die JSVP ihren Siegeszug 
im Kanton St.Gallen fort. Denn an jungen Kräf-
ten fehlte es nie: Nachdem 1995 Toni Brunner 
mit 21 Jahren zum jüngsten Nationalrat al-
ler Zeiten gewählt wurde, folgten 2003 Jasmin 
Hutter (26) und 2007 schliesslich der damalige 
Präsident der kantonalen JSVP, Lukas Reimann 
(25). Doch auch auf kantonaler Ebene schafften 
regelmässig junge SVP-ler den Sprung in die 
Politik. Neben 8 aktiven Kantonsräten, welche 
als Mitglieder unter 30 Jahren gewählt wurden, 
halten wir den Rekord des Jüngstgewählten (19) 
und des jüngsten Parlamentsmitglieds (24) bis 
heute. Dazu kommen Amtsträger in den Legisla-
tiven der Gemeinden und alle diejenigen, die be-
reits heute in den Startlöchern der JSVP stehen.
Erfolg kommt jedoch nicht von alleine. Insbe-
sondere eine gute Zusammenarbeit mit der Mut-
terpartei, ein starker Zusammenhalt zwischen 
den Mitgliedern sowie drückende und aktu-
elle Themen waren und sind bis heute Match
entscheidend. So war es die JSVP SG, welche 
aufgrund der ausufernden Kriminalität bei Aus-
ländern mehr Klarheit forderte. Dank der damals 
lancierten Initiative «Sicherheit durch Transpa-

renz» müssen die St.Galler Behörden heute die 
Herkunft von Kriminellen bekanntgeben, ohne 
Wenn und Aber. Auch das Referendum gegen 
die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf 
Rumänien und Bulgarien wurde von St.Galler 
JSVP-lern im Wesentlichen ermöglicht.
Heute wird die JSVP SG von über 400 Mitglie-
dern getragen und ist damit die grösste Jungpar-
tei des Kantons. Diese engagieren sich in allen 
acht Regionen und arbeiten nicht selten auch in 
den Orts- und Kreisparteien der Mutterpartei 
mit. Für unsere Zukunft ist es zentral, dass wir 
als bürgerlichste Jungpartei auch unangenehme 
Themen aufs Parkett bringen. Noch dieses Jahr 
wird die JSVP SG daher 4’000 Unterschriften 
für eine kantonale Initiative sammeln, welche 
den Bürgern mehr Mitbestimmung in den Lohn-
fragen ihrer gewählten Volksvertreter geben soll. 
Die Bürger, als Eigentümer einer Gemeinde, 
haben ein Recht auf Transparenz und Mitbe-
stimmung, auch bei Lohnfragen von gewählten 
Behördenmitgliedern.
Auch bei nationalen Themen wird die JSVP 
SG weiterhin an vorderster Front dabei sein, 
sei es bei der anstehenden No-Billag-Initiative, 
dem drohenden EU-Rahmenabkommen oder bei 
der anstehenden Sammlung für die Initiative 
zur Kündigung der Personenfreizügigkeit. Als 
Jungpartei tragen wir alle eine Verantwortung: 
Wir müssen dem steigenden Grad an politischer 
Trägheit entgegentreten und junge Menschen 
für ihre Rolle als Souverän begeistern. Nur so 
können wir auch in Zukunft an unseren frei-
heitlichen Werten und unserer Unabhängigkeit 
festhalten. Ich danke allen JSVP-Sektionen für 
die anhaltend erfolgreiche Zusammenarbeit und 
dafür, dass wir gemeinsam unsere Willensnation 
weiterbringen.

Sascha Schmid
Präsident Junge SVP Kanton St.Gallen

Leserbrief

Wie man die  
Bauwirtschaft  
entlasten könnte
Nach Naturkatastrophen werden oft die Män-
gel der Bausubstanz und behördliche Unterlas-
sungen beklagt. Von daher gäbe es möglicher-
weise noch Lücken zu schliessen. Zudem habe 
ich den Eindruck, dass sich die Bautätigkeit 
in beschleunigter Weise beinahe ungehemmt 
über die letzten Grünflächen hermacht. Jeden-
falls hier im Kanton Zürich. Ich begrüsse jede 
rechtliche Massnahme, die diese Wucherung 
hemmt. Der Slogan sollte heissen: Wie wir un-
sere Landschaft entlasten könnten. Die Einwan-
derung scheint trotz verbaler SVP Bemühungen 
zu eskalieren.

Richard Mosimann, Zürich

www.svp-stadt-bern.ch

Monika Kammermann 2 × auf 

Ihre Liste!

Monika Kammermann

Liste 11 SVP
Kand.Nr. 11.14.2

In den Grossrat

Zuverlässig und ehrlich
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JA! Politik interessiert mich!
Ich möchte der Jungen SVP beitreten als	  Aktivmitglied	  Passivmitglied	  Gönner
 Senden Sie mir die Zeitung DIE IDEE ein Jahr lang für nur Fr. 35.– nach Hause.
 Senden Sie DIE IDEE als Geschenk an:

 Wettbewerb: Lösung von Seite 3	

Name:		  Vorname:

Adresse:

PLZ:	 Ort:	 Geb.-Dat.:

Telefon:	 E-Mail:

Datum:		  Unterschrift:
Talon einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern oder per Fax 031 398 42 02A
B
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Kaktus an:

JUSO

Wir verzichten in dieser Ausgabe auf eine Rose, da diese schon im Logo 
der JUSOs erscheint. Den Kaktus verleihen wir allen JUSO-Mitgliedern 
und stellvertretend ihrem «Aushängeschild» der 28jährigen in Italien 
aufgewachsenen Mimose Tamara Funiciello. Ihr Handwerk hat sie bei 
der Unia erlernt. Trotz einer grossen Klappe und dem Hang zur Selbstbe-
weihräucherung verweigerte sie kürzlich die Teilnahme zu einem Streitge-
spräch mit Nils Fiechter, Co-Präsident der Jungen SVP Kanton Bern und 
verlangte von der Redaktion einen anderen Gesprächspartner. Wir finden, 
das ist peinlich und einer Jungpräsidentin unwürdiges Gehabe. Aber mit 
Anstand hat die Berufslinke ohnehin wenig bis nichts am Hut. Austeilen 
ja, einstecken nein. Das mussten auch zahlreiche Facebook-Nutzer schon 
erleben, welche von Funiciello wegen harmlosesten Kommentaren mit 
Strafanzeigen mundtot gemacht wurden. Meinungsfreiheit sieht bei der 
Jungen SVP anders aus!

Dazu passt, was die Junge SVP Stadt Bern aufgedeckt hat
Janosch Weyermann, Präsident der Jungen SVP Stadt Bern hat aufgedeckt, 
dass die Juso-Präsidentin seit Legislaturbeginn des Berner Stadtrats an 19 
von insgesamt 50 Stadtratssitzungen gefehlt hat. Für jemanden mit einer so 
grossen Klappe sind etwas mehr als 60% Präsenz eine schwache Leistung 
und es wirft generell ein schlechtes Licht auf Jungpolitiker, wenn diese 
ihre Ämter nur so halbherzig wahrnehmen wie dies Tamara Funiciello tut. 
Dabei wäre es wichtig, dass Junge vermehrt in politische Ämter gewählt 
werden. Denn sie sind heute leider stark untervertreten. 
Mit billigen Ausreden lassen sich die Absenzen von Tamara Funiciello 
auch nicht schönreden. Denn sogar Erich Hess, Unternehmer und Natio
nalrat, schaffte es in der bisherigen Legislatur des Stadtrates bis auf ein 
einziges Mal, immer präsent zu sein. Dazu kommt, dass Tamara Funiciello 
wie Janosch Weyermann im März für den bernisch Grossen Rat kandidiert. 
Dabei sollte doch klar sein: Wer nach etwas mehr als einem Jahr in einem 
Parlament mit fast 40% Abwesenheit glänzt, sollte nicht nach einem noch 
höheren Amt wie dem Grossen Rat streben!

Bild: zvg

Schweizerischer Zweitagemarsch
Bern-Belp

2. + 3. Juni 2018

Anmeldung

www.2tm.ch


